
Antwort 
der Bundesregierung 

auf die Kleine Anfrage der Abgeordneten Thomas Seitz, Martin Hess, Kay-Uwe 
Ziegler, weiterer Abgeordneter und der Fraktion der AfD
– Drucksache 20/9280 –

Gesundheitsleistungen für Empfänger nach dem Asylbewerberleistungsgesetz

V o r b e m e r k u n g  d e r  F r a g e s t e l l e r

Nach § 4 des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) sind Personen, die 
nach dem AsylbLG leistungsberechtigt sind, zur Behandlung akuter Erkran-
kungen und Schmerzzustände die erforderliche ärztliche und zahnärztliche Be-
handlung einschließlich der Versorgung mit Arznei- und Verbandmitteln sowie 
sonstiger zur Genesung, zur Besserung oder zur Linderung von Krankheiten 
oder Krankheitsfolgen erforderlichen Leistungen zu gewähren. Zur Verhütung 
und Früherkennung von Krankheiten werden Schutzimpfungen entsprechend 
den §§ 47, 52 Absatz 1 Satz 1 des Zwölften Buches Sozialgesetzbuch 
(SGB XII) und die medizinisch gebotenen Vorsorgeuntersuchungen erbracht. 
Eine Versorgung mit Zahnersatz erfolgt nur, soweit dies im Einzelfall aus me-
dizinischen Gründen unaufschiebbar ist. Werdenden Müttern und Wöchnerin-
nen sind ärztliche und pflegerische Hilfe und Betreuung, Hebammenhilfe, 
Arznei-, Verband- und Heilmittel zu gewähren.

Leistungsberechtigt nach dem AsylbLG sind Asylbewerber, Geduldete, illegal 
in Deutschland Lebende, aber auch ausländische Staatsangehörige mit einem 
Aufenthaltsrecht aus humanitären Gründen (z. B. Kriegs- und Bürgerkriegs-
flüchtlinge mit einer Aufenthaltserlaubnis nach § 23 Absatz 1 oder § 24 Ab-
satz 1 des Aufenthaltsgesetzes – AufenthG) sowie die Familienangehörigen all 
dieser Gruppen. Diese Personen können sich zur Begründung eines Aufent-
haltsrechts allein auf humanitäre Gründe berufen und verfügen über keinen 
Aufenthaltsstatus oder über einen Aufenthaltsstatus, der mit keiner dauerhaf-
ten Aufenthaltsperspektive in Deutschland verbunden ist.

Der Gesetzgeber verfolgte mit § 4 AsylbLG das Ziel, insbesondere solche An-
reize zur Einreise zu vermeiden, die wegen des hohen Niveaus der medizini-
schen Versorgung für Pflichtversicherte in der gesetzlichen Krankenversiche-
rung (GKV) bestehen könnten (Siefert/Krauß, 2. Auflage, 2020, AsylbLG § 4 
Randnummer 2). Eine rechtliche Gleichstellung mit Personen, die Mitglied 
der gesetzlichen Krankenversicherung sind und entsprechende Beiträge leis-
ten, sollte gerade nicht erfolgen.

Im Grundsatz soll die medizinische Behandlung von Leistungsberechtigten in 
den ersten 18 Monaten auf die Akutversorgung beschränkt bleiben (Siefert/
Krauß, 2. Auflage, 2020, AsylbLG § 4 Randnummer 4). Es sollen nach dem 
Willen des Gesetzgebers solche Behandlungen von vornherein ausgeschlossen 
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werden, die in absehbarer Zeit nicht erfolgreich zu Ende geführt werden könn-
ten (Bundestagsdrucksache 12/4451, 9). Die Leistungen für werdende Mütter 
und bei Geburt entsprechen im Wesentlichen § 50 SGB XII. Daneben ist mit 
dem Gesetz vom 20. Oktober 2015 (BGBl. I S. 1722) zum 24. Oktober 2015 
der Anspruch auf Schutzimpfungen und Vorsorgeuntersuchungen nun bundes-
einheitlich auf dem Niveau der GKV (Bundesratsdrucksache 446/15, 60) aus-
geweitet worden.

Gerichte und Behörden orientieren sich zunehmend nicht mehr an den Maß-
stäben der Gesetzesmaterialien zum Ursprungstext, sondern an der neueren 
Rechtsprechung des Bundesverfassungsgerichts (BVerfG) zur Existenzsiche-
rung (BVerfG, Urteil vom 9. Februar 2010 – 1 BvL 1/09). Das BVerfG hat 
entschieden, dass aus der staatlichen Verpflichtung zur Schaffung der Min-
destvoraussetzungen für ein menschenwürdiges Dasein auch für Leistungsbe-
rechtigte nach dem AsylbLG ein Anspruch auf medizinische Versorgung aus 
der Verfassung folge. Die Gerichte und Behörden nehmen eine verfassungs-
konforme Auslegung vor, mit der insbesondere an der Schnittstelle von chro-
nischen Erkrankungen und akuten Erkrankungen die notwendige medizinische 
Versorgung auf Grundlage eines gebundenen Anspruchs ausgesprochen wird 
(so Sozialgericht [SG] Fulda, Beschluss vom 18. Juni 2018 – S 7 AY 2/18 ER 
und nachfolgend Landessozialgericht [LSG] Hessen, Beschluss vom 11. Juli 
2018 – L 4 AY 9/18 B ER).

Dies hat zur Folge, dass viele Behandlungen, die nicht zur Akutversorgung 
zählen, gleichwohl geleistet werden müssen. Die Vermeidung der Gleichbe-
handlung von Ausländern und Versicherten in der GKV, wie es der Gesetzge-
ber ursprünglich wollte, wird somit nach Ansicht der Fragesteller weitest-
gehend aufgehoben.

Berechtigte nach dem AsylbLG sind in den ersten 18 Monaten nicht Mitglied 
der GKV. Die Kommunen finanzieren diese medizinische Versorgung aus 
Steuermitteln.

Nach § 2 Absatz 1 AsylbLG erhalten Leistungsberechtigte, die sich seit 
15 Monaten im Bundesgebiet aufhalten und die Dauer ihres Aufenthalts nicht 
selbst rechtsmissbräuchlich verursacht haben, sog. Analogleistungen. Das 
heißt, abweichend von den §§ 3 und 4 sowie 6 und 7 AsylbLG findet das 
SGB XII Anwendung. Diese Personengruppe wird nach § 264 Absatz 2 des 
Fünften Buches Sozialgesetzbuch (SGB V) den gesetzlich Krankenversicher-
ten leistungsrechtlich gleichgestellt. Die Krankenkassen sind beauftragt, deren 
Krankenbehandlungen gegen Kostenerstattung (§ 264 Absatz 7 SGB V) zu 
übernehmen. Die Berechtigten nach § 2 AsylbLG können eine Krankenkasse 
wählen und erhalten eine Gesundheitskarte. Auch in diesem Fall ist keine Mit-
gliedschaft in der GKV vorgesehen. Der Aufwendungsersatz sowie die Ver-
waltungskosten werden von den Kommunen – also dem Steuerzahler – über-
nommen (Gutachten der Wissenschaftlichen Dienste [WD] des Deutschen 
Bundestages vom 1. März 2018 „Gesundheitsleistungen nach dem Asylbewer-
berleistungsgesetz“ – WD 6 – 3000 - 015/18, S. 7).

Rund 399 000 Personen in Deutschland haben am Jahresende 2021 Regelleis-
tungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz bezogen. Die Zahl der Leis-
tungsbezieher stieg damit gegenüber 2020 um 4,3 Prozent oder 17 000 Perso-
nen (Statistisches Bundesamt, Pressemitteilung vom 21. Dezember 2022).

Seit dem 1. Juni 2022 werden Hilfen und Sozialleistungen für hilfebedürftige 
Geflüchtete aus der Ukraine nicht mehr nach dem AsylbLG sondern nach dem 
SGB geleistet.

V o r b e m e r k u n g  d e r  B u n d e s r e g i e r u n g
Zu den Ausführungen der Fragesteller, dass viele Behandlungen, die nicht zur 
Akutversorgung zählen, gleichwohl geleistet werden müssen, wird angemerkt, 
dass § 4 des Asylbewerberleistungsgesetzes (AsylbLG) eine medizinische Ba-
sisversorgung gewährleistet. Der Anspruch nach § 4 Absatz 1 AsylbLG wird 
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ergänzt durch § 6 Absatz 1 AsylbLG. Nach dieser Vorschrift können sonstige 
Leistungen im Einzelfall gewährt werden, wenn dies zur Sicherung der Ge-
sundheit unerlässlich oder zur Deckung der besonderen Bedürfnisse von Kin-
dern geboten ist. Es liegen keine Erkenntnisse darüber vor, dass zweitinstanzli-
che Gerichte daraus einen Leistungsanspruch auf Höhe der GKV-Leistungen 
ableiten würden.

1. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung im Zeit-
raum vom 1. Januar 2013 bis zum 30. Juni 2023 Regelleistungen nach 
dem AsylbLG bezogen (bitte nach Jahren, Art der Leistung, Land, Ge-
schlecht, Status, Staatsangehörigkeit und Alter der Leistungsberechtigten 
sowie Dauer des Bezuges der Leistungen aufschlüsseln)?

8. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung im Zeit-
raum vom 1. Januar 2013 bis zum 30. Juni 2023 nach § 2 AsylbLG sog. 
Analogleistungen erhalten (bitte nach Jahren, Art der Leistung, Land, Ge-
schlecht, Status, Staatsangehörigkeit und Alter der Leistungsberechtigten 
sowie Dauer des Bezuges der Leistungen aufschlüsseln)?

Die Fragen 1 und 8 werden gemeinsam beantwortet.
Ergebnisse für das Berichtsjahr 2022 bzw. 2023 liegen noch nicht vor. Die ver-
fügbaren Informationen ergeben sich aus den nachstehenden Tabellen.

Empfänger und Empfängerinnen von Leistungen nach dem Asylbewerberleistungsgesetz in Deutschland 
am 31.12.2021 nach Art1) der Leistung 

Deutschland

davon davon

Grundleistungs-
empfänger 

Empfänger von Hilfe 
zum Lebensunterhalt

Hilfe bei 
Krankheit

 Hilfe bei 
Schwangerschaft 

und

Hilfe zur 
Pflege

Sonstige Hilfen 
nach Kapitel 5 

bis 9

Anspruchs-
berechtigung per 
Gesundheitskarte

§ 3 AsylbLG § 2 AsylbLG
 Mutterschaft  SGB XII   (§ 2 AsylbLG)

398 585 209 540 189 045   78 870   27 005    120   1 255   1 180   55 835
1) Empfängerinnen und Empfänger verschiedener Leistungen werden bei jeder zutreffenden Leistungsform gezählt
Untererfassung in Brandenburg aufgrund eines Softwarewechsels.
Quelle: Statistisches Bundesamt

Regelleistungen Leistungen nach dem 5. bis 9 Kapitel SGB XII gem. § 2 AsylbLG

insgesamt insgesamt
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2. Wie hoch sind nach Kenntnis der Bundesregierung die Kosten für Regel-
leistungen nach dem AsylbLG im Zeitraum vom 1. Januar 2013 bis zum 
30. Juni 2023 (bitte nach Land, Art der Leistungen und Höhe der Kosten 
aufschlüsseln)?

Regelleistungen für Asylbewerber umfassen Grundleistungen nach § 3 
AsylbLG sowie Hilfe zum Lebensunterhalt für Leistungsberechtigte nach § 2 
AsylbLG. Die Höhe der Ausgaben für Regelleistungen ergeben sich aus nach-
folgender Tabelle.
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Die Höhe der Ausgaben für Regelleistungen aufgeschlüsselt nach Ländern kön-
nen der folgenden Tabelle entnommen werden.
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Die Ausgaben für Grundleistungen nach § 3 AsylbLG aufgeschlüsselt nach Art 
der Hilfe sind in nachfolgender Tabelle enthalten. Die Ausgaben für die Hilfe 
zum Lebensunterhalt liegen nicht differenziert nach Art der Leistung vor.

3. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung im Zeit-
raum vom 1. Januar 2013 bis zum 30. Juni 2023 Gesundheitsleistungen 
nach § 4 Absatz 1 AsylbLG erhalten, die nicht zur Akutversorgung erfor-
derlich gewesen waren (bitte nach Jahren, Art der Leistung, Land, Ge-
schlecht, Status, Staatsangehörigkeit und Alter der Leistungsberechtigten 
sowie Dauer des Bezuges der Leistungen aufschlüsseln)?

4. Wie viele Personen haben nach Kenntnis der Bundesregierung im Zeit-
raum vom 24. Oktober 2015 bis zum 30. Juni 2023 Schutzimpfungen und 
Vorsorgeleistungen nach § 4 AsylbLG erhalten, und wie hoch waren die 
Kosten für diese Leistungen (bitte nach Art der Schutzimpfung, Art der 
Vorsorgeleistung, Status, Staatsangehörigkeit und Alter der Leistungsbe-
rechtigten, Höhe der Kosten und der Angabe, ob ein gesetzlich Kranken-
versicherter die gleiche Leistung ohne eigene Kostenbeteiligung erhalten 
würde aufschlüsseln)?

5. Wie viele werdende Mütter und Wöchnerinnen haben nach Kenntnis der 
Bundesregierung im Zeitraum vom 1. Januar 2013 bis zum 30. Juni 2023 
ärztliche und pflegerische Hilfe und Betreuung, Hebammenhilfe, Arznei-, 
Verband- und Heilmittel nach § 4 AsylbLG erhalten (bitte nach Art der 
Leistungen, Status, Staatsangehörigkeit und Alter der Leistungsberechtig-
ten, Höhe der Kosten und der Angabe, ob eine gesetzlich Krankenversi-
cherte die gleiche Leistung ohne eigene Kostenbeteiligung erhalten würde 
aufschlüsseln)?

Die Fragen 3 bis 5 werden gemeinsam beantwortet.
In der Statistik zum AsylbLG werden Daten zu den Leistungen bei Krankheit, 
Schwangerschaft und Geburt (§ 4 AsylbLG) in Form von ambulanten oder sta-
tionären Behandlungen erhoben. Daten in der gefragten Differenzierung liegen 
nicht vor.
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6. Wie viele Verfahren sind nach Kenntnis der Bundesregierung seit 2015 bis 
heute vor den Verwaltungs-, Oberverwaltungsgerichten und dem Bundes-
verwaltungsgericht geführt worden bzw. sind noch anhängig, die als 
Streitgegenstand Regelleistungen nach dem AsylbLG zum Gegenstand 
hatten (bitte nach Jahren, Gericht, Rechtskraft, Anzahl und Staatsangehö-
rigkeit der Kläger aufschlüsseln)?

Keine. Über öffentlich-rechtliche Streitigkeiten in Angelegenheiten der Sozial-
hilfe (Zwölftes Buch Sozialgesetzbuch – SGB XII) einschließlich der Angele-
genheiten nach dem Zweiten Teil des Neunten Buches Sozialgesetzbuch (SGB 
IX) und des AsylbLG entscheiden die Gerichte der Sozialgerichtsbarkeit (§ 51 
Absatz 1 Nummer 6a des Sozialgerichtsgesetzes). Die nachfolgenden Daten 
entstammen der Sozialgerichtsstatistik (Fachserie 10, Reihe 2.7 – 2015 bis 
2021 bzw. Statistischer Bericht für das Jahr 2022), welche jährlich vom Statisti-
schen Bundesamt veröffentlicht werden. Die Daten für die Sozialgerichte (SG) 
und Landessozialgerichte (LSG) werden von den Ländern aufbereitet und an 
das Statistische Bundesamt übermittelt. Die Daten des Bundessozialgerichts 
(BSG) werden von dort an das Statistische Bundesamt übermittelt. In den nach-
stehenden Tabellen aufgeführt ist jeweils die Anzahl von Klage-, Berufungs- 
und Revisionsverfahren, bei denen es sich um Angelegenheiten nach dem 
AsylbLG handelt, aufgeschlüsselt nach erledigten Verfahren sowie ab 2018 zu-
sätzlich nach dem Anfangsbestand nach Jahresbeginn und Neuzugängen. Bis 
2017 wurden für den Bereich des AsylbLG in der Sozialgerichtsstatistik der SG 
und LSG keine Daten zu Anfangsbestand und Neuzugänge ausgewiesen. Die 
Statistik für das BSG weist nur Daten für den Geschäftsbereich „Angelegenhei-
ten nach dem SGB XII und dem AsylbLG“ aus. Daten nur für Angelegenheiten 
nach dem AsylbLG werden nicht bereitgestellt.
Die Statistik enthält keine Daten zum Streitgegenstand (z. B. Regelleistungen), 
zur Rechtskraft oder Staatsangehörigkeit der Klägerinnen und Kläger.

Klageverfahren in Angelegenheiten nach dem AsylbLG vor den SG
 Erl. Verfahren Anfangsbestand Jahresbe-

ginn
Neuzugänge

2015 1494 Keine Daten ausgewiesen Keine Daten ausgewiesen
2016 1282 Keine Daten ausgewiesen Keine Daten ausgewiesen
2017 1215 Keine Daten ausgewiesen Keine Daten ausgewiesen
2018 1661 1392 1836
2019 1580 1622 2126
2020 2108 2171 2849
2021 2375 2920 2655
2022 2815 3200 2862

Berufungsverfahren in Angelegenheiten nach dem AsylbLG vor den 
LSG

 Erl. Verfahren Anfangsbestand Jahresbeginn Neuzugänge
2015 118 Keine Daten ausgewiesen Keine Daten ausgewie-

sen
2016 105 Keine Daten ausgewiesen Keine Daten ausgewie-

sen
2017 76 Keine Daten ausgewiesen Keine Daten ausgewie-

sen
2018 68 114 55
2019 72 112 68
2020 63 110 161
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Berufungsverfahren in Angelegenheiten nach dem AsylbLG vor den 
LSG

 Erl. Verfahren Anfangsbestand Jahresbeginn Neuzugänge
2021 153 207 160
2022 143 214 141

 Revisionen in Angelegenheiten nach dem SGB XII und dem AsylbLG 
vor dem BSG

 Erl. Verfahren Anfangsbestand Jahresbe-
ginn

Neuzugänge

2015 26 31 26
2016 20 31 35
2017 25 46 17
2018 32 38 29
2019 25 35 17
2020 18 27 22
2021 21 31 10
2022 19 Keine Daten ausgewiesen. Keine Daten ausgewiesen

Der Bundesregierung liegen keine über die Veröffentlichungen des Statisti-
schen Bundesamts hinausgehenden Erkenntnisse und Daten vor.

7. Wie viele Kläger der in Frage 6 genannten Verfahren haben nach Kenntnis 
der Bundesregierung für ihre Verfahren Prozesskostenhilfe bewilligt be-
kommen, und wie hoch sind die Kosten für die bewilligte Prozesskosten-
hilfe seit 2015 bis heute (bitte nach Jahren, Anzahl und Staatsangehörig-
keit der Kläger, Höhe der bewilligten und geleisteten Prozesskostenhilfe 
aufschlüsseln)?

Die Sozialgerichtsstatistik des Statistischen Bundesamtes weist für die Jahre 
2015 bis 2017 für alle drei Instanzen und für den gesamten Zeitraum für das 
Bundessozialgericht keine Daten zur Prozesskostenhilfe explizit bezogen auf 
Angelegenheiten nach dem AsylbLG aus, sodass nur Zahlen bzw. Daten für 
den Zeitraum 2018 bis 2022 für die ersten beiden Instanzen genannt werden 
können (vgl. nachstehende Tabellen).
Die Statistik enthält keine Daten zur Höhe der Kosten der bewilligten Prozess-
kostenhilfe und differenziert nicht zwischen Klägerin/Kläger und Beklagten.

Prozesskostenhilfe bei Klageverfahren in Angelegenheiten nach dem AsylbLG 
– SG

Verfahren, in denen über
Prozesskostenhilfe entschieden 
wurde

davon wurde
Prozesskostenhilfe bewilligt

2015 Keine Daten ausgewiesen Keine Daten ausgewiesen
2016 Keine Daten ausgewiesen Keine Daten ausgewiesen
2017 Keine Daten ausgewiesen Keine Daten ausgewiesen
2018 475 355
2019 609 448
2020 697 523
2021 1032 785
2022 1289 993
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Prozesskostenhilfe bei Berufungen in Angelegenheiten nach dem AsylbLG – 
LSG

Verfahren, in denen über
Prozesskostenhilfe entschieden wurde

davon wurde
Prozesskostenhilfe bewilligt

2015 Keine Daten ausgewiesen Keine Daten ausgewiesen
2016 Keine Daten ausgewiesen Keine Daten ausgewiesen
2017 Keine Daten ausgewiesen Keine Daten ausgewiesen
2018 32 17
2019 46 34
2020 29 18
2021 106 93
2022 61 55

Der Bundesregierung liegen keine über die Veröffentlichungen des Statisti-
schen Bundesamts hinausgehenden Erkenntnisse und Daten vor.

9. Wie viele Geflüchtete aus der Ukraine erhalten seit dem 1. Juni 2022 Hil-
fen und Sozialleistungen nach dem SGB, und wie hoch sind die Kosten 
insgesamt?

Der russische Angriffskrieg gegen die Ukraine hat in Europa die größte Flucht-
bewegung seit dem Zweiten Weltkrieg ausgelöst. Ukrainische Geflüchtete ha-
ben in der Regel Anspruch auf Leistungen nach dem Zweiten Buch Sozial-
gesetzbuch (SGB II) und damit unmittelbaren Zugang zum Ausbildungs- und 
Arbeitsmarkt. Der überwiegende Teil der Geflüchteten sind Frauen, die mit 
ihren Kindern vor dem Krieg geflohen sind. Dies spiegelt sich auch in den Zah-
len der Ukrainerinnen und Ukrainer im SGB II wieder, die sich seit Beginn des 
Krieges deutlich erhöht haben.
Angaben der Statistik der Bundesagentur für Arbeit liegen für Regelleistungs-
berechtigte (RLB) in der Grundsicherung für Arbeitsuchende nach dem SGB II 
mit ukrainischer Staatsbürgerschaft vor. Demnach gab es im Juli 2023 rund 
704 000 ukrainische RLB, die Summe ihrer Zahlungsansprüche auf Regelleis-
tungen betrug für diesen Monat rund 481 Mio. Euro.
Weitere Ergebnisse zur monatlichen Anzahl der ukrainischen RLB im SGB II 
sowie die monatliche Summe ihrer Zahlungsansprüche können nachfolgender 
Tabelle entnommen werden. Angaben, wie viele Geflüchtete aus der Ukraine 
seit dem 1. Juni 2022 durchgängig oder mit Unterbrechungen Regelleistungen 
beziehen, liegen nicht vor. Daten liegen mit einer Wartezeit von drei Monaten 
vor.
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Tabelle: Bestand Regelleistungsberechtigte (RLB) und Zahlungsansprüche von 
RLB mit ukrainischer Staatsangehörigkeit

Daten für das 3. und 5. bis 9. Kapitel SGB XII liegen jeweils zum Stichtag 
31. Dezember eines Jahres vor. Die Zahl der Leistungsempfangenden von Hilfe 
zum Lebensunterhalt (3. Kapitel SGB XII) außerhalb von Einrichtungen mit 
ukrainischer Staatsbürgerschaft belief sich Ende des Jahres 2021 auf 305 und 
Ende des Jahres 2022 auf 20 755. Ende des Jahres 2021 erhielten 5 770 Perso-
nen mit ukrainischer Staatsbürgerschaft Leistungen nach dem 5. bis 9. Kapitel 
des SGB XII, Ende des Jahres 2022 waren es 9 555. Zahlen zum Nettobedarf 
der Leistungsempfänger nach einzelnen Herkunftsländern liegen weder für die 
Hilfe zum Lebensunterhalt nach dem 3. Kapitel SGB XII noch für die Leistun-
gen nach dem 5. bis 9. Kapitel SGB XII vor.
Seit Einführung der zentralen Grundsicherungsstatistik im Jahr 2015 werden 
die Empfängerinnen und Empfänger von Leistungen der Grundsicherung im 
Alter und bei Erwerbsminderung (4. Kapitel SGB XII) quartalsweise erfasst. 
Daten zu den Empfängerinnen und Empfängern von Leistungen der Grund-
sicherung im Alter und bei Erwerbsminderung mit ukrainischer Staatsangehö-
rigkeit sowie deren durchschnittlicher Nettobedarf ergeben sich aus der folgen-
den Tabelle.
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